
Einleitung 
Eurofound hat im März 2020 die Datenbank COVID-19 EU 
PolicyWatch eingerichtet, um politischen 
Entscheidungsträgern Informationen über die Maßnahmen 
zur Abfederung der Auswirkungen der durch die 
Coronavirus-Krankheit 2019 (COVID-19) ausgelösten Krise 
auf den Arbeitsmarkt und die Gesellschaft im weiteren 
Sinne zur Verfügung zu stellen. Zur gleichen Zeit wurde eine 
elektronische Erhebung mit dem Titel „Leben, Arbeiten und 
COVID-19“ durchgeführt, und die Aktivitäten zur 
Überwachung von Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt 
und von Umstrukturierungen wurden fortgeführt, um die 
negativen Folgen der Pandemie zu erfassen. 

Politischer Kontext 
Die Pandemie hatte Auswirkungen auf die Wirtschaft, den 
Arbeitsmarkt und die Gesellschaft in einem nie da 
gewesenen Ausmaß. Auf EU-Ebene wurden die 
Mitgliedstaaten bei der Eindämmung ihrer Auswirkungen 
durch finanzielle und andere Unterstützungsmaßnahmen 
unterstützt, darunter auch das Europäische Instrument zur 
vorübergehenden Unterstützung bei der Minderung von 
Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Notlage (SURE) und die 
Aufbau- und Resilienzfazilität. 

Die Mitgliedstaaten setzten darüber hinaus auch eine Reihe 
von politischen Maßnahmen zur Verringerung der 
Auswirkungen der Pandemie um. Anknüpfend an einen 
früheren Bericht von Eurofound mit dem Titel COVID-19: 
Policy responses across Europe (COVID-19: Europaweite 
politische Maßnahmen) wird im vorliegenden Bericht ein 
aktualisierter Überblick über die verschiedenen Arten von 
politischen Maßnahmen geboten, die auf einzelstaatlicher 
Ebene getroffen wurden. 

Wichtigste Erkenntnisse 
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt 
£ Im 2. Quartal 2020 waren 5,7 Millionen weniger 

Menschen erwerbstätig als im 4. Quartal 2019, und die 
Arbeitslosenquote in EU-27 stieg im gleichen Zeitraum 
von 6,6 % auf 6,7 %. Ein klareres Bild von den 
Auswirkungen von COVID-19 auf den Arbeitsmarkt 
ergibt sich allerdings bei einer näheren Betrachtung 
der Entwicklungstrends bei der Wochenarbeitszeit und 
des Anteils derjenigen, die zwar einen Arbeitsplatz 

hatten, jedoch nicht arbeiteten. Zwischen dem 2. 
Quartal 2019 und dem 2. Quartal 2020 nahm die 
Beschäftigung in der EU um 2,4 % ab, die 
durchschnittliche Wochenarbeitszeit derjenigen, die 
zur Arbeit erschienen, ging um fast eine Stunde zurück, 
während sich der Anteil derjenigen, die zwar einen 
Arbeitsplatz hatten, jedoch nicht arbeiteten, auf 17 % 
stieg und sich damit mehr als verdoppelte. Zwischen 
den Mitgliedstaaten sind allerdings deutliche 
Unterschiede festzustellen. 

£ Zwischen dem 1. und dem 2. Quartal 2020 war die Zahl 
der Beschäftigten, die von einer Beschäftigung in die 
Nichterwerbstätigkeit übergingen, größer als die Zahl 
derjenigen, die von einer Beschäftigung in die 
Arbeitslosigkeit übergingen, und angesichts der 
rückläufigen Quote freier Stellen begaben sich viele 
erst gar nicht auf Stellensuche. 

£ Auch beim Anteil befristeter Verträge war ein deutlicher 
Rückgang zu verzeichnen. 

£ Junge Menschen waren die Hauptleidtragenden der 
rückläufigen Beschäftigungsquoten. Aber auch in 
Gruppen von freigestellten Beschäftigten waren sie in 
hohem Maße vertreten. Beschäftigte im Haupterwerbsalter 
(25–54 Jahre) und ältere männliche Arbeitnehmer 
waren von Kurzarbeit am ehesten betroffen. 

£ Während die Finanz- und Wirtschaftskrise 2008–2010 
vor allem das verarbeitende Gewerbe und das 
Baugewerbe als Männerdomänen getroffen hat, 
beeinträchtigte die COVID-19-Pandemie in erster Linie 
die eher von Frauen dominierten Branchen 
Beherbergung, Gastronomie, Reise- und 
Tourismusbranche sowie Kunst und Unterhaltung. Dies 
wurde teilweise durch eine steigende Nachfrage nach 
Beschäftigten in anderen, weiblich dominierten 
Bereichen wieder ausgeglichen. Bei der Krise 2008–2010 
waren die größten Einbußen im mittleren Bereich der 
Lohnskala zu verzeichnen, während die COVID-19-Krise 
bis zum 2. Quartal 2020 hauptsächlich Beschäftigte in 
den unteren Lohngruppen beeinträchtigte. 

£ Ein weiterer Grund für die unterschiedlichen 
Auswirkungen der Pandemie war die Umstellung auf 
Telearbeit im ganz großen Stil. Bis Juli 2020 hatten fast 50 
% der Arbeitskräfte in der EU ausschließlich oder 
teilweise auf Telearbeit umgestellt. Da diese Möglichkeit 
nicht allen offenstand, entstanden dadurch neue 
Diskrepanzen auf dem Arbeitsmarkt, da die Arbeitsplätze 
von hoch Qualifizierten und von Beschäftigten in 
Ballungsräumen aufgrund der Möglichkeit, Telearbeit zu 
verrichten, eher geschützt werden. 
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Reaktion der Sozialpartner 
£ Die Sozialpartner wurden im Allgemeinen in 

geringerem Maße eingebunden, als es außerhalb einer 
Krisensituation der Fall gewesen wäre. In manchen 
Ländern jedoch trug die Notwendigkeit, rasch 
Lösungen für häufig auftretende Probleme zu finden, 
zu einer Wiederbelebung des sozialen Dialogs bei. 

Kurzarbeit und vorübergehende 
Entlassungen 
£ Kurzarbeit oder ähnliche Maßnahmen wurden – 

gefördert durch das SURE-Instrument in 18 Ländern – 
in allen Mitgliedstaaten praktiziert, was wesentlich 
dazu beitrug, den Anstieg der Arbeitslosigkeit zu 
begrenzen. 

£ Beschäftigte mit Gelegenheitsverträgen sowie 
Leiharbeitnehmer und in manchen Fällen auch 
befristete Arbeitnehmer waren vom Zugang zu diesen 
Programmen ausgeschlossen. 

£ Ein Viertel aller Mitgliedstaaten behielt den Zugang zu 
Kurzarbeitsregelungen Arbeitgebern vor, deren Umsatz 
um über 25 % eingebrochen und/oder deren 
Belegschaft zu über 30 % von einer 
Arbeitszeitverkürzung betroffen war. Die 
Einkommensersatzleistungen, die Beschäftigte für 
nicht geleistete Arbeitszeit erhielten, betrugen 
zwischen 60 % und 100 %, wobei die Höhe des 
tatsächlich bezogenen Einkommens zuweilen 
erheblich darunter lag, da die gewährten 
Höchstbeträge gedeckelt waren. Auch die Dauer des 
Zugangs war unterschiedlich und reichte von 2 bis zu 
21 Monaten. 

£ Während der ersten Welle der Pandemie kamen rund 
20 % der Arbeitskräfte irgendwann in den Genuss einer 
oder mehrerer dieser Maßnahmen. 

£ Mindestens 13 Länder boten Kündigungsschutz über 
den Zeitraum für den Bezug von Kurzarbeitergeld 
hinaus an – für eine Dauer, die von 1 Monat bis zu mehr 
als 12 Monaten reichte. Fünf Länder erweiterten den 
Kündigungsschutz auf die gesamte Belegschaft eines 
Arbeitgebers. 

£ Fortbildungen während der „Ausfallzeiten“ in 
Verbindung mit Kurzarbeit und vorübergehender, 
betrieblich bedingter Arbeitslosigkeit wurden nur in 
geringem Maße in Anspruch genommen, weil der 
Schulungsbedarf nicht geplant werden konnte, die 
Ressourcen aufgrund der Krise begrenzt waren und es 
durchweg an geeigneten Schulungen fehlte. 

£ SURE war im September 2020 weiterhin kaum bekannt. 
Nur wenige Länder brachten ihre Besorgnis über 
Verzögerungen bei den Verhandlungen rund um 
Finanzierungsentscheidungen in Verbindung mit der 
Förderfähigkeit zum Ausdruck, doch wurde 
gleichermaßen anerkannt, dass die Verfügbarkeit von 
SURE bewirkte, dass Beschäftigten und Selbständigen 
neue oder erweiterte Unterstützungsmaßnahmen 
angeboten werden konnten. 

Einkommensstützung für Selbständige 
£ Die Pandemie gab den Anstoß für eine Erweiterung der 

Einkommenssicherung auf Gruppen, die zuvor nicht 
geschützt waren. Allerdings blieb der Schutz, der 
Selbständigen gewährt wurde, hinter dem für abhängig 
Beschäftigte zurück. 

£ Die Kriterien für die Förderfähigkeit führten zu 
sektoralen Auflagen, zu Beschränkungen für bestimmte 
Gruppen von Selbständigen und zu Anforderungen, 
bestimmte Schwellenwerte für Ertragsrückgänge zu 
erreichen. 

£ Die größten Herausforderungen bei der Umsetzung 
waren die Tatsache, dass diese Programme ein Novum 
darstellten, ferner die Geschwindigkeit, mit der sie 
eingeführt wurden, die Notwendigkeit, in Bezug auf die 
Förderfähigkeit für mehr Klarheit zu sorgen, und 
Engpässe bei der Bearbeitung der Anträge. 

Stundung von Hypotheken/Mieten und 
Härtefonds 
£ In den meisten Mitgliedstaaten wurden Maßnahmen 

zur Stundung von Hypotheken und Mieten eingeführt, 
um kurzfristig die Wohnsicherheit zu gewährleisten. 
Allerdings dienten diese Programme in erster Linie 
dazu, Zahlungsverpflichtungen aufzuschieben, 
weshalb die längerfristigen Auswirkungen mit 
Fragezeichen zu versehen sind. 

£ Die Pandemie hat bereits bestehende Probleme in den 
Sozialhilfesystemen verschärft, darunter begrenzter 
Zugang, schlechte Ausrichtung auf die Zielgruppen und 
unzureichende Leistungshöhe. Um all diese Probleme 
zu bewältigen, haben mindestens 12 Mitgliedstaaten 
ihre Sozialhilfemaßnahmen angepasst, damit 
schutzbedürftige Gruppen verstärkt unterstützt werden 
konnten. Allerdings fiel diese Unterstützung deutlich 
geringer aus als diejenige, die Unternehmen und 
Beschäftigten angeboten wurde. 

Empfehlungen für die Politik 
£ Es sollte erwogen werden, Kurzarbeit oder ähnliche 

Systeme, die in Krisensituationen aktiviert werden 
können, dauerhaft einzuführen. Bei den 
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme solcher 
Systeme und bei der Dauer des Zugangs sollten 
Mitnahme- und andere Effekte vermieden werden, die 
die Strukturanpassung von Volkswirtschaften und 
Personal verhindern. 

£ Es sollten Planungen für Notsituationen vorliegen, die 
eine starke Einbeziehung der Sozialpartner und 
anderer Interessenträger ermöglichen, einen 
unvorhergesehenen Ausschluss in Bezug auf die 
Förderfähigkeit und andere Anomalien verhindern, zu 
mehr Fairness beitragen und für Transparenz und 
Akzeptanz sorgen. 

£ Die Höhe der Einkommensersatzleistungen, die im 
Rahmen von Beschäftigungsschutzsystemen allen 
abhängig Beschäftigten und Selbständigen angeboten 
wurden, müssen entsprechend darauf ausgerichtet 
werden, Härtefälle zu vermeiden, um eine zusätzliche 
Kostenbelastung für die Wohlfahrtssysteme 
abzuwenden, solange keine angemessene 
Einkommensstützung zur Verfügung steht. 

£ Die personellen Kapazitäten von Einrichtungen, die 
solche Leistungen verwalten, sollten ausreichend sein, 
um Verzögerungen bei der Auszahlung von 
Finanzhilfen zu vermeiden. 

£ Es bedarf weiterer politischer Unterstützung, damit 
während der Ausfallzeiten Fortbildungen in Anspruch 
genommen werden können. Investitionen in 
Fortbildungen und aktive arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen sind für eine nachhaltige Erholung 
entscheidend. 

Weitere Informationen 

Der Bericht COVID-19: Implications for employment and working 
life (COVID-19: Folgen für Beschäftigung und Berufsleben) ist 
abrufbar unter http://eurofound.link/ef20050 
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